
Gegen diese Entscheidung hat der Kläger Klage (Ein­
spruch) beim Kreisgericht erhoben und beantragt, den 
Beschluß der Konfliktkommission aufzuheben und den 
Verklagten mit seiner Forderung abzuweisen. Das 
Kreisgericht entsprach dem Antrag des Klägers.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die Auffassung des Kreisgerichts, der Berechnung des 
Durchschnittsverdienstes als Basis für die Ermittlung 
der Höhe der Jahresendprämie des Verklagten sei nur 
der Zeitraum nach Änderung der vereinbarten Arbeits­
aufgabe zugrunde zu legen, beruht auf einer unzutref­
fenden Rechtsauffassung. Hierdurch bleibt ^die Zeit von 
elf Monaten, in der der Verklagte entsprechend der von 
ihm ausgeübten Tätigkeit ein höheres Arbeitseinkom­
men erzielte, für die Bemessung der Höhe der Jahres­
endprämie unberücksichtigt, was für ihn zu einem un­
gerechtfertigten Verlust geführt hat.
§6 Abs. 3 der 1. DB vom 15. Juli 1971 (GBl. II S. 440) 
zur VO über die Planung, Bildung und Verwendung des 
Prämienfonds und des Kultur- und Sozialfonds für das 
Jahr 1971 vom 20. Januar 1971 (GBl. II S. 105) bestimmt, 
daß als Monatsverdienst bei der Berechnung und Fest­
legung der Höhe der Jahresendprämie der dunchschnitt- 
liiche Monatsverdienst entsprechend der VO über die 
Berechnung des Durchschnittsverdienstes und über die 
Lohnzahlung vom 21. Dezember 1961 (GBl. II S. 551; 
Ber. 1962 S. 11) i.d.F. der 2. VO vom 27. Juli 1967 
(GBl. II S. 611; Ber. S. 836) gilt. Daraus folgt, daß §§6 
und 7 der LohnzahlungsVO für die Errechnung der 
Jahresendprämie nicht gleichermaßen wie für die Er­
rechnung einer Ausgleichszahlung angewendet werden 
können. Diese Regelung entspringt dem auch mit dem 
vorliegenden Fall deutlich gewordenen Bedürfnis, die 
für die Berechnung von Ausgleichszahlungen geschaf­
fenen Bestimmungen der LohnzahlungsVO den hiervon 
zu unterscheidenden Umständen anzupassen, die bei 
der Berechnung und Festlegung der Höhe der Jahres­
endprämie vorliegen. Hierauf weist der Kassations­
antrag des Generalstaatsanwalts der DDR zutreffend 
hin.
Mit der Gewährung von Jahresendprämie sollen die 
Leistungen der Werktätigen während des gesamten 
Planjahres anerkannt werden. Deshalb sind auch die 
aus einer vertraglichen Änderung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses resultierenden und sich im Durchschnittsver­
dienst widerspiegelnden unterschiedlichen Leistungen 
des Werktätigen in diesem Zeitraum so zu berücksich­
tigen, daß diesem Anliegen entsprochen wird. Das ist im 
vorliegenden Fall außer acht gelassen worden. Die Be­
rechnung der Jahresendprämie nur auf der Grundlage 
des im letzten Monat des Jahres 1971 erzielten Durch­
schnittsverdienstes läßt die Leistungen unberücksichtigt, 
die der Verklagte in den elf Monaten davor als Leiter 
erbracht hatte. Das hatte die Konfliktkommission zu­
treffend erkannt und den Kläger zur Zahlung des Be­
trags verpflichtet, der dem Verklagten unberechtigt vor­
enthalten wurde.
Die hiervon abweichende Entscheidung des Kreisge­
richts verstößt gegen § 6 Abs. 3 der 1. DB zur PrämienVO 
1971 und wendet §§ 6 und 7 der LohnzahlungsVO un­
richtig an. Auf den Kassationsantrag hin War diese Ent­
scheidung aufzuheben. Gemäß § 9 Abs. 2 AGO hatte 
der Senat, da auf den vollständig aufgeklärten Sach­
verhalt lediglich die zutreffenden Rechtsnormen richtig 
anzuwenden waren, in eigener Entscheidung die Klage 
(Einspruch) gegen den Beschluß der Konfliktkommission 
als imbegründet zuriickzuweisen. Es verbleibt somit 
bei der von der Konfliktkommission getroffenen Ent­
scheidung.
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